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Närrisch bemützt
An großen Teilen der Bremer Bevölkerung
geht dieses jährliche Großereignis traditio-
nell unbemerkt vorbei, deshalb an dieser
Stelle noch mal der Hinweis: Am Donners-
tag hat die Karnevalssaison begonnen.
Mitgefeiert in der Ständigen Vertretung
hat Magnus Buhlert und das nicht irgend-
wie, sondern in rot-goldener Uniform,
frisch mit Narrenschiff bemützt und mit
neuem Titel versehen, verliehen vom Gro-
ßen Karnevalsverein Rot-Weiß. Der FPD-
Mann darf sich jetzt „Ritter lächelnder
Roland zu Bremen“ nennen, genau wie
übrigens auch Marco Lübke (CDU). Den
Winter über oben ohne bleibt dagegen
Lübkes Parteifreund Michael Jonitz. Weil
sich sein Haupthaar am Hinterkopf etwas
lichtet, dachte er über die Anschaffung
eines Hutes nach. Der Kauf scheiterte aber
am Veto seiner Frau: „Mit Hut siehst Du
aus wie Claas Rohmeyer.“ Der wiederum
schaffte es mit seinem Harrison-Ford-Ge-
denk-Look, verewigt auch auf einem alten
Bürgerschafts-Wahlplakat, gerade in die
Neuauflage von „TV Total“.

Neue Kompetenzen
Apropos neue Titel. Als Politiker muss man
berufsbedingt zu sehr vielen Dingen eine
Meinung haben. Und wenn sie dann noch
fachlich fundiert ist oder zumindest so
klingt – umso besser. Was das angeht, ist
neuerdings offenbar die CDU bestrebt,
auch in thematischen Verästelungen durch

Kompetenz zu glänzen. Zu bemerken war
dieser Trend in dieser Woche, als Martin
Michalik, bisher bekannt als Experte für
Energie, Klimawandel und Umwelt, eine
neue Zuständigkeit präsentierte, die – Ach-
tung, Flachwitz – hoffentlich nicht für die
Tonne ist: Er ist nun auch abfallpolitischer
Sprecher der Fraktion. Eher das große
Ganze haben da in dieser Legislatur die
Linken im Blick, was sich am Beispiel von
Maja Tegeler zeigt, ihres Zeichens neben
anderen Themen auch Sprecherin für Frie-
den.

Im Ferienmodus
Und dann sind da ja noch die großen Fra-
gen der Innenstadt. Die Verkehrsexperten
der Marktplatzplaudereien arbeiten der-
zeit an dem so radikalen wie sinnvollen
Plan, statt der Straßenbahn die Fußgänger-
zone in die Martinistraße zu verlegen - Il-
lustrationen sind schon in Arbeit. Möglich
wäre dort auch ein in die Längsfront des
Pressehauses integrierter Kiosk, ein Kol-
lege bildet sich zu diesem Thema bereits
fort. An anderer Stelle sind die Überlegun-
gen offenbar ins Stocken geraten. Der Pro-
jektbeirat für den Verkehrsentwicklungs-
plan zum Beispiel befindet sich offiziell
noch in den Ferien. Den Sommerferien,
wohlgemerkt. Danach solle es neue Ter-
mine für die Runde geben, hieß es im letz-
ten Schreiben aus dem Haus von Senatorin
Maike Schaefer (Grüne) – und dabei ist es
bislang geblieben.

Die Illusion
von oben ohne

Sie sind Jurist: Kann man die Errichtung
einer Gedenkstätte grundsätzlich vor Ge-
richt durchsetzen?
Andreas Bovenschulte: Vorweg würde ich
gerne etwas zur Grundfrage sagen, bevor wir
zu den juristischen Fragen kommen.

Einverstanden.
In Bremen haben wir den Großteil der
Kriegsgräber auf dem Friedhof Osterholz,
wohin auch viele Kriegstote nach 1945 um-
gebettet wurden. Das ermöglicht ein zusam-
menhängendes Gedenken, denn es gibt dort
auch Gräberfelder für Zwangsarbeiter,
Kriegsgefangene, KZ-Häftlinge und andere
ausländische Kriegstote. Auch die an der
Reitbrake in Oslebshausen begrabenen
Zwangsarbeiter sind 1948 dorthin umgebet-
tet worden.

Der größere Teil, aber nicht alle.
Wir haben durch die Ausgrabung festge-
stellt, dass es damals keine vollständige Um-

bettung war. Wir haben einzelne Knochen
gefunden, Erkennungsmarken und einzelne
Utensilien von umgebetteten Toten, aber
keine vollständigen Leichen. Die liegen alle
in Osterholz. Mein Vorschlag ist, die jetzt ge-
fundenen sterblichen Überreste auch dort-
hin umzubetten. Dorthin, wo ein würdiges
Gedenken möglich ist und wo ein Gedenk-
ort für den Vernichtungskrieg im Osten ge-
schaffen werden soll. Das alles natürlich im
Einvernehmen mit den betroffenen Natio-
nen – insbesondere Russland und der Uk-
raine.

Zusätzlich zur dort bestehenden Gedenk-
stätte?
Ja. Ein zusätzlicher Gedenkort, der an den
Vernichtungskrieg im Osten erinnert. Das
halte ich auch für angemessen, 80 Jahre nach
dem Überfall auf die Sowjetunion. Aber na-
türlich soll der bereits existierende Gedenk-
stein an der Reitbrake bestehen bleiben, kein
Mensch stellt den infrage. Juristisch ist es
übrigens nicht nur zulässig, sondern gera-
dezu geboten, die sterblichen Überreste der
Kriegsopfer zusammenzuführen. Das sieht
das Gräberrecht ausdrücklich vor.

Die Bürgerinitiative Oslebshausen und das
Friedensforum wollen stattdessen das kom-
plette Areal an der Reitbrake zur Kriegsgrä-
berstätte erklären. Sie stützen sich auf ein
Gutachten des Völkerrechtlers Robert

Heinsch von der niederländischen Univer-
sität Leiden. Kennen Sie den Inhalt?
Ja, ich habe mir das angesehen. Aber völker-
rechtlich könnte die Umbettung von der
Reitbrake nach Osterholz ja nur ein Problem
sein, wenn die betroffenen Staaten dagegen
Einspruch erheben, also die russische Föde-
ration und die Ukraine. Da sind wir aber im
engen Austausch mit den diplomatischen
Vertretungen. Ich gehe deshalb davon aus,
dass wir Einvernehmen erzielen. Zumal die
Nazis den Bestattungsort an der Reitbrake
ja, um es mal vorsichtig zu sagen, nicht nach
Repräsentativität und würdigem Gedenken
ausgesucht haben.

Es geht an der Reitbrake noch um 280 bis 300
dort begrabene Zwangsarbeiter. Wie realis-
tisch ist es, bei den aktuellen Grabungen
sämtliche sterblichen Überreste zu bergen?
Die Grabungen werden mit der allergrößten
Sorgfalt fortgeführt und wir hoffen, dass wir
den größten Teil der Knochen finden. Aber
noch mal: Bisher gab es rund 2000 Einzel-
funde von Knochen und Erkennungsmar-
ken, aber keine zusammenhängenden Ske-
lette.

Die Bremer Linke, Ihr Koalitionspartner,
will den von Ihnen skizzierten Weg aber

nicht mitgehen.
Ich kann mir nicht wirklich vorstellen, dass
Die Linke die gefundenen sterblichen Über-
reste wieder an der Reitbrake, also quasi in
einem Gewerbegebiet, verscharren will –
und auch nicht, dass sie etwas gegen einen
neuen Gedenkort in Osterholz an den Ver-
nichtungskrieg im Osten hat.

Geht es bei dem Konflikt ausschließlich um
den angemessenen Umgang mit NS-Opfern?
Mir geht es um ein möglichst würdevolles
Gedenken. Ich finde, dass das nicht mit an-
deren Fragen vermischt werden darf.

Etwa, ob man die Bahnwerkstatt eher an der
„Oldenburger Kurve“ baut?
Ich hoffe sehr, dass niemand diese Diskus-
sion instrumentalisiert, um eine bestimmte
Bebauung zu verhindern.

Wie geht es jetzt politisch und juristisch wei-
ter?
Ich werde das Projekt weiter vorantreiben
und die notwendigen Beschlüsse dazu im Se-
nat einholen. Und, soweit zur Finanzierung
erforderlich, natürlich auch in der Bürger-
schaft.

Das Gespräch führte Joerg Helge Wagner.

„Mir geht es um würdevolles Gedenken“
Bürgermeister Andreas Bovenschulte zum angemessenen Umgang mit Zwangsarbeitergräbern

Andreas Bovenschulte
ist seit 2019 Bremer Bür-
germeister und Präsident
des Senats. In dieser Funk-
tion ist der Sozialdemokrat
zugleich Senator für Kultur
und für Angelegenheiten
der Religionsgemeinschaf-
ten.

Gedenkstätte in Oslebshausen
Bremens Linke fordern, die Planungen für eine
Bahnwerkstatt in Oslebshausen umgehend zu
stoppen und nach einem alternativen Standort
zu suchen. Außerdem unterstützen sie die Idee
der Bürgerinitiative Oslebshausen und des Bre-
mer Friedensforums, auf dem ehemaligen
Zwangsarbeiterfriedhofsgelände an der Reit-
brake eine Gedenkstätte für die Opfer des
NS-Regimes einzurichten.

Bereits Anfang 2019 – also vor den rot-grün-
roten Koalitionsverhandlungen – solle es Ge-
spräche zwischen Politik und Alstom über das
Gelände an der Reitbrake gegeben haben,

unterstreicht Cornelia Barth, Landesspreche-
rin der Bremer Linken.

Ihrer Partei sei dementsprechend bei Ab-
schluss des Koalitionsvertrags nicht bewusst
gewesen, dass schon damals die Reitbrake als
Standort für die Bahnwerkstatt im Spiel gewe-
sen sei. „Sonst hätten wir uns anders verhal-
ten“, so Cornelia Barth, die sich am Donners-
tag überrascht von Andreas Bovenschultes
Wunsch nach einer Gedenkstätte in Osterholz
zeigte: „Er erledigt das gerade solo als Bürger-
meister. Das kann ja so nicht sein“, kritisiert
sie. AGE

Auf dem Osterholzer
Friedhof sind schon
mehr als 6000 Kriegs-
tote verschiedener
Nationen bestattet,
darunter auch
Zwangsarbeiter.

Die Grabungsstätte
an der Reitbrake, wo
die Gebeine von
Zwangsarbeitern ge-
funden worden sind.FO
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WDSFWeltmeisterschaft
der Latein-Formationen
> Sonnabend, 18. Dezember 2021

> Top-Tanzsport mit Formationsteams
aus der ganzen Welt

Tänzer in Höchstform
ÖVB-Arena Bremen


